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Abzugsfähigkeit hoher Unterhaltskosten
Die unglaubliche 180-Grad-Kehrtwende des Bundesgerichts

Die III. öffentlich-rechtliche Abteilung des 
Bundesgerichts hat am 23. Februar 2023 ein 
Grundsatzurteil gefällt und dabei eine un-
glaubliche, aber in der Sache richtige 180- 
Grad-Kehrtwende gegenüber einem Urteil 
der II. öffentlich-rechtlichen Abteilung des 
Bundesgerichts vom 23. Juni 2022 vollzo-
gen. Gegenstand dieser überraschenden 
und fundamentalen Zäsur der eigenen 
Rechtsprechung gegenüber einem nur sie-
ben Monate zuvor ergangenen Urteil bildet 
die Frage, ob und unter welchen Umstän-
den Unterhaltskosten bei umfassenden Sa-
nierungen von Liegenschaften bei der Ein-
kommenssteuer zum Abzug gebracht 
werden können. Doch der Reihe nach.

Ausgangslage
Die rechtliche Ausgangslage dürfte be-
kannt sein: Wer in seinem Privatvermögen 
Liegenschaften hält, muss die Einnahmen  
daraus als Einkommen versteuern und  
bei den selbst bewohnten Liegenschaften 
den Eigenmietwert. Spiegelbildlich hierzu 
dürfen werterhaltende Aufwendungen als 
Liegenschaftsunterhalt vom steuerbaren 
Roheinkommen abgezogen werden. Dem-
gegenüber können Aufwendungen, die zu 
einer Wertvermehrung der Liegenschaft 
führen, grundsätzlich erst beim Verkauf 
der Liegenschaft geltend gemacht werden. 
Hier reduzieren sie als sogenannte Anlage-
kosten den steuerbaren Grundstückge-
winn.
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Abweichend von der vorstehenden Regel 
zu beurteilen sind Investitionen, die dem 
Energiesparen und dem Umweltschutz 
dienen, sowie Rückbaukosten, die im 
Hinblick auf einen Ersatzneubau getätigt 
werden. Obwohl es sich hier bautechnisch 
betrachtet eindeutig um wertvermehrende 
Investitionen handelt, stellt der Gesetzge-
ber diese den werterhaltenden Unterhalts-
arbeiten gleich und lässt sie ebenfalls bei 
der Einkommenssteuer zum Abzug zu 
(vgl. zum Ganzen § 39 Abs. 2 des Steuer-
gesetzes des Kantons Aargau). Hinter-
grund dieses Systemdurchbruchs bildet, 
dass der Gesetzgeber die Liegenschaftsei-
gentümer zu umweltfreundlichen Investi-
tionen animieren will. Der Steuerspar-
effekt ist nämlich in der Regel sehr viel 
grösser, wenn die Kosten bereits bei der 
Einkommenssteuer zum Abzug gebracht 
werden können und nicht erst beim Ver-
kauf der Liegenschaft. 

Streitpunkt Bewertungsobjekt
Bei der Beantwortung der Frage, ob Inves-
titionen in eine Liegenschaft werterhalten-
der oder wertvermehrender Natur sind, 
kann es im Einzelfall durchaus Abgren-
zungsschwierigkeiten geben. Dies vorab 
dann, wenn die ausgeführten Arbeiten so-
wohl werterhaltende als auch wertvermeh-
rende Komponenten enthalten. Dies kann 
auch beim Ersatz eines einzelnen Bauteils 
der Fall sein (Beispiel: Ersatz eines Spann-
teppichs durch einen Natursteinboden). 
Dieses Abgrenzungsproblem lässt sich rela-
tiv leicht lösen, indem der steuerlich ab-
ziehbare Teil der Kosten durch eine pflicht-
gemässe Schätzung festgelegt wird. 

Deutlich schwieriger wird das Thema, 
wenn die Steuerpflichtigen und die Steuer-
behörden eine unterschiedliche Auffassung 
über das Bewertungsobjekt bzw. die Frage 
haben, welcher Gegenstand Ausgangspunkt 
für den Wertvergleich der ausgeführten Ar-
beiten bildet. Theoretisch gibt es diesbe-
züglich zwei denkbare Lösungsansätze. 

Im Vordergrund steht eine nach objek-
tiv-technischen Kriterien vorgenommene 
«Einzelbetrachtung». Hier werden die ein-
zelnen, ersetzten oder renovierten Bauteile 
vor und nach der Vornahme der Unter-
haltsarbeiten miteinander verglichen. Die 
Einzelbetrachtung ist zeitlich aufwändiger, 
führt dafür zu deutlich präziseren Aus-
sagen über den werterhaltenden und  
wertvermehrenden Anteil der ausgeführ-
ten Arbeiten. Beurteilungsmassstab bildet 
im Fall der Einzelbetrachtung der Wieder-
beschaffungswert des einzelnen Bauteils. 
Es stellt sich somit die Frage, ob das zu 
untersuchende Bauteil durch den Ersatz 
oder die Renovation eine Wertsteigerung 
erfahren hat. Diese Frage ist nicht auf-
grund dessen zu beantworten, ob der Wert 
des neuen Bauteils höher ist als der Rest-
wert des ersetzten Bauteils (ansonsten 
wäre immer eine Wertsteigerung gegeben). 
Vielmehr ist bei der Einzelbetrachtung 
jedes erneuerte bzw. ersetzte Bauteil da-
nach zu untersuchen, ob es gegenüber 
dem alten Bauteil eine höhere Qualität hat 
oder einen besseren Komfort bietet. So-
fern die Qualität und der Komfort der 
neuen Bauteile nicht besser sind, können 
die Unterhaltskosten vollständig abgezo-
gen werden. Dies selbst dann, wenn das 
neue Bauteil seit dem letzten Ersatz zum 
Beispiel wegen höheren Materialkosten 
eine beträchtliche Preissteigerung erfahren 
hat. Weist ein neues Bauteil demgegen-
über eine bessere Qualität auf bzw. bietet 
einen höheren Komfort als das ersetzte 
Bauteil, ist der Mehrwert ermessensweise 
zu ermitteln. Im Umfang der ermittelten 
Wertsteigerung liegen nicht abzugsfähige 
Anlagekosten vor.

Alternativ besteht die Möglichkeit einer 
«Gesamtbetrachtung». Hier wird die Lie-
genschaft vor und nach Abschluss aller ge-
tätigten Unterhaltsarbeiten als Ganzes mit-
einander verglichen. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob die Arbeiten in einer Steuerperio-
de oder verteilt über mehrere Steuerperio-
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den ausgeführt worden sind. Es liegt in der 
Natur der Sache, dass bei einer solchen 
Betrachtungsweise eine Liegenschaft nach 
Ausführung von umfassenden Unterhalts-
arbeiten als Ganzes regelmässig eine erheb-
liche Wertsteigerung erfährt. Dies selbst 
dann, wenn ganz überwiegend werterhal-
tende Arbeiten ausgeführt werden. Das ist 
soweit auch logisch: Kein wirtschaftlich 
vernünftig denkender Mensch würde seine 
Liegenschaft nach der Durchführung von 
umfassenden Unterhaltsarbeiten zum glei-
chen Preis verkaufen, wie wenn er die Ar-
beiten nicht ausgeführt hätte. 

Von Dumont-Praxis zu Neubaupraxis
Das Bundesgericht interpretierte den Be-
griff Unterhaltskosten anfänglich rein bau-
technisch, und wendete bei den ausgeführ-
ten Arbeiten stets eine Einzelbetrachtung 
an. In einem Entscheid aus dem Jahr 1977 
wich es von dieser Betrachtung zu Gunsten 
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
ab, in dem es die kurz nach dem Erwerb 
einer Liegenschaft anfallenden Instandstel-
lungskosten als wertvermehrende Aufwen-
dungen qualifizierte. Begründet wurde dies 
damit, dass der Käufer, der eine Liegen-
schaft in schlechtem Zustand kauft und in 
der Folge umfassend renoviert, unter dem 
Aspekt der Rechtgleichheit nicht besserge-
stellt sein soll, als derjenige, der eine bereits 
durch den Verkäufer instand gestellt Lie-
genschaft zu einem entsprechend höheren 
Preis erwirbt (siehe hierzu BGE 103 Ib 197).

Im Kanton Aargau haben die Steuerbehör-
den diese als Dumont-Praxis bezeichnete 
Rechtsprechung übernommen. Für die 
Kantons- und Gemeindesteuer galt dabei 
eine Liegenschaft im Sinne der erwähnten 
Rechtsprechung automatisch als vernach-
lässigt, wenn ein Eigentümer in den ersten 
fünf Jahren seit dem Erwerb an seiner  
Liegenschaft reine Unterhaltskosten (d. h. 
ohne wertvermehrende Investitionen und 
ohne Energie- und Umweltschutzmassnah-
men) im Umfang von mindestens 25 % des 
Kaufpreises ausführen liess. In einer sol-
chen Konstellation gelangte stets die Ge-
samtbetrachtung zur Anwendung und alle 
werterhaltenden Unterhaltskosten galten 
als wertvermehrend.  

Diese Praxis und Rechtsprechung wurde 
während Jahren stark kritisiert. Das eidge-
nössische Parlament hat sie schliesslich für 
die direkte Bundessteuer per 1.1.2010 abge-
schafft. Zudem hat es die Kantone via revi-
diertes Steuerharmonisierungsgesetz dazu 
verpflichtet, von dieser Praxis ebenfalls 
Abstand zu nehmen. Der Grosse Rat des 
Kantons Aargau handelte schnell und hob 
sie bereits per 1.1.2009 auf. Zudem formu-
lierte er die einschlägige Bestimmung im 
Steuergesetz (vgl. hierzu § 39 Abs. 2 Satz 1) 
neu wie folgt: «Bei Liegenschaften im Pri-
vatvermögen können die Unterhaltskosten, 
die Kosten der Instandstellung von neu 
erworbenen Liegenschaften, die Versiche-
rungsprämien und die Kosten der Verwal-
tung durch Dritte abgezogen werden.»

Der Wille des Gesetzgebers ist glasklar: 
Den beiden Kriterien «Besitzesdauer» sowie 
«finanzieller Umfang der vorgenommenen 
Unterhaltsarbeiten» darf in Bezug auf die 
Frage, ob ausgeführte Unterhaltsarbeiten 
bei der Einkommenssteuer abzugsfähig 
sind oder nicht, keine Bedeutung beige-
messen werden. Oder anders ausgedrückt: 
Reine Unterhaltskosten sind immer ab-
zugsfähig. 

Das sah das Kantonale Steueramt Aargau 
aber nicht so, jedenfalls nicht bei umfassen-
den Erneuerungen. Renovieren Eigentü-
mer ihre Liegenschaften umfassend – und 
zwar auch nach Ablauf von fünf Jahren 
Besitzesdauer – prüfen die Steuerbehörden 
heute, ob das sanierte Objekt praktisch 
oder wirtschaftlich einem «Neubau» gleich-
kommt. Sie behandeln deshalb Instandstel-
lungen, Nutzungsänderungen, Umgestal-
tungen oder Modernisierungen einer 
Liegenschaft, die auf eine grundlegende 
Neugestaltung hinauslaufen und einer ei-
gentlichen Neuerstellung gleichkommen, 
gleich wie den Neubau einer Liegenschaft 
(sog. «Neubaupraxis»; für die Kriterien vgl. 
Ziffer 3.3 des Merkblattes Liegenschaftsun-
terhalt des Kant. Steueramtes Aargau). Bei 
solchen umfassenden bzw. neubauähnli-
chen Renovationen nehmen die Steuerbe-
hörden somit gleichwohl wieder eine Ge-
samtbetrachtung vor. Dies mit der Folge, 
dass sie sämtliche Kosten als wertvermeh-

rend (um-)qualifizieren und bei der Ein-
kommenssteuer nicht zum Abzug zulassen. 
Das gilt entgegen dem Wortlaut des Geset-
zes selbst für energiesparende Massnahmen.

«Neue Neubaupraxis»
Es kommt aber für die Steuerpflichtigen 
noch dicker: Das Kantonale Steueramt hat 
nämlich den Anwendungsbereich dieser 
«Neubaupraxis» in seinem Merkblatt «Lie-
genschaftsunterhalt» in der seit dem 1. Juli 
2020 gültigen Version in einer Art und 
Weise ausgeweitet, die sogar über den  
früheren Anwendungsbereich der (ver-
meintlich abgeschafften) Dumont-Praxis 
hinausgeht. Die neue Definition für die 
Anwendung der Neubau-Praxis lautet da-
bei: «Es wird mit hohen Kosten eine umfas-
sende Instandstellung vorgenommen, bei 
welcher die wesentlichen Bereiche der  
Liegenschaft betroffen sind. Nebst der Er-
neuerung der Oberflächen werden bei-
spielsweise auch Installationen, Fenster, 
Bedachungen oder die Fassaden erneuert. 
Sind bei einer umfassenden Instandstellung 
die wesentlichen Bereiche der Liegenschaft 
betroffen, bedarf es nicht zusätzlich noch 
wesentlicher Veränderungen der Raumauf-
teilung oder einer Nutzungsänderung, da-
mit die Gesamtbetrachtung Platz greift.» 
Mithin verweigert das Kantonale Steuer-
amt den steuerlichen Abzug von reinen 
Unterhaltsarbeiten ganz generell und zeit-
lich unbeschränkt, sobald eine umfassende 
Instandstellung an den wesentlichen Berei-
chen einer Liegenschaft hohe Kosten verur-
sacht. 

Rechtsprechung
Vor dem Hintergrund des Ausgeführten 
blieb zu hoffen, dass die Rechtsprechung 
dieser staatsrechtlich unhaltbaren «Verwal-
tungsgesetzgebung» einen Riegel schieben 
würde. Im Jahr 2021 hatte das Aargauer 
Verwaltungsgericht eine Chance dazu, als 
es den Fall eines Ehepaars mit Wohnsitz im 
Aargau, die ihr Rustico im Tessin renoviert 
hatten, beurteilen musste. Das Verwal-
tungsgericht erwog in der Begründung, die 
in einem Zeitraum von vier Jahren vorge-
nommenen Renovationsarbeiten am Rusti-
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co hätten alle entscheidenden Bereiche der 
Liegenschaft betroffen. Sie hätten zu einer 
wesentlichen Verbesserung der zentralen 
Grundbestandteile des Rusticos geführt 
und dieses in einem bedeutend besseren 
Zustand gebracht. Zudem wäre das Total 
der Renovationskosten im Verhältnis zum 
Kaufpreis sehr hoch gewesen. Bei Berück-
sichtigung aller vorgenommenen Bauarbei-
ten könne nicht mehr von einer partiellen 
Instandstellung gesprochen werden. Auch 
wenn weder eine Wohnraumerweiterung 
noch eine Nutzungsänderung stattgefun-
den habe, so sei die Gesamtheit der Sanie-
rungsmassnahmen geeignet, den Nut-
zungswert der Liegenschaft massgebend zu 
steigern. 

Das Verwaltungsgericht hat im Urteil somit 
die umfangreichen aber überwiegend werter-
haltenden Renovationsarbeiten wirtschaft-
lich ebenfalls als Neubau qualifiziert und 
aufgrund einer Gesamtbetrachtung keine 
Kosten zum Abzug zugelassen, auch nicht für 
ausgeführte Energiesparmassnahmen.

Die Steuerpflichtigen hatten den Fall ans 
Bundesgericht weitergezogen. In der Be-
schwerde wurde die Verletzung von Bun-
desrecht (Art. 9 Abs. 3 StHG) gerügt. Es 
wurde eingehend dargelegt, dass die Veran-
lagung und die Rechtsprechung der Vorin-
stanz bundesrechtswidrig sei, weil die Neu-
baupraxis einer Widereinführung und 
gleichzeitigen Verschärfung der durch das 
Parlament abgeschafften Dumont-Praxis 
gleichkomme. Das Bundesgericht hat die 
gegen dieses Urteil erhobene Beschwerde 
mit Urteil vom 23. Juni 2022 (2C_734/2021) 
abgewiesen. Die Begründung ist dabei sehr 
kurz ausgefallen. In höchstem Mass er-
staunlich war, dass sich das Bundesgericht 
in keiner Weise mit dem in der Beschwerde 
vorgebrachten Argument auseinandersetz-
te, wonach die gemäss dem Merkblatt des 
Kantonalen Steueramtes angewendete Neu-
baupraxis eine bundesrechtswidrige Wie-
dereinführung der Dumont-Praxis darstel-
len und daher gegen Art. 9 Abs. 3 StHG 
verstossen würde.

Sieben Monate später hatte das Bundesge-
richt erneut Gelegenheit, sich mit der 

Neubaupraxis auseinanderzusetzen. Ein 
Ehepaar mit Wohnsitz im Kanton Frei-
burg hatte ein stark renovationsbedürfti-
ges Bauernhaus im Kanton Jura gekauft 
und dieses in den Jahren 2018 und 2019 
umfassend saniert. Auch hier hatten die 
Vorinstanzen die Unterhaltskosten ge-
stützt auf die Neubaupraxis nicht zum 
Abzug zugelassen.

Dieses Mal hat das Bundesgericht die Be-
schwerde der Steuerpflichtigen in einem 
mit einer Fünferbesetzung gefällten Grund-
satzurteil gutgeheissen (BGE 9C_677/2021). 
In seiner Begründung hielt es fest, an der 
bisherigen Praxis könne nicht weiter fest-
gehalten werden. Dem Bundesparlament 
sei es mit der Gesetzesrevision zur Du-
mont-Praxis darum gegangen, die wirt-
schaftliche Betrachtungsweise, auf welcher 
die Dumont-Praxis basiert hätte, in «allen 
Fällen» zugunsten einer objektiv-techni-
schen Betrachtungsweise zurückzudrängen. 
Es sei nicht einzusehen, weswegen die Figur 
des «wirtschaftlichen Neubaus» davon aus-
genommen sein solle, wo sie doch der wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise entspreche 
und ein wesentlicher Bestandteil der im 
Verlauf der Jahre präzisierten Dumont- 
Praxis gewesen wäre. Eine «wirtschaftliche» 
Gesamtbetrachtung einer Totalsanierung 
oder eines Renovierungs- oder Umbau-
projekts auf einer neu erworbenen Lie-
genschaft, aufgrund derer der einkom-
menssteuerliche Kostenabzug schematisch 
komplett und damit auch für Kostenbe-
standteile verweigert werde, die bei indivi-
dueller Betrachtung auf ihrer objektiv-tech-
nischen Natur eigentlich werterhaltend 
wären, sei weder mit dem Wortlaut noch 
mit der Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
vereinbar. Es sei nach dem Willen des Ge-
setzgebers für alle Arbeiten an einer neu 
erworbenen Liegenschaft – wie auch bei 
allen anderen Liegenschaftskosten – indivi-
duell aufgrund ihres objektiv-technischen 
Charakters abzuklären, ob sie dazu dienen 
würden, einen früheren Zustand der Lie-
genschaft wiederherzustellen und deshalb 
werterhaltend wirken. 

Fazit: Die Anwendung der Gesamtbetrach-
tungsmethode ist bundesrechtswidrig. 

Wir realisieren Ihre Energie-Wünsche    
Nutzen Sie erneuerbare Energien.

Lehnen Sie sich zurück. Als Generalun-
ternehmerin realisiert die Regionalwerke 
AG Baden (RWB) schlüsselfertige Ener-
gie-Lösungen für Ihre Liegenschaft – bei 
uns erhalten Sie alles aus einer Hand.

Mit einer Investition in eine Ener-
gie-Lösung steigt der Wert Ihrer Lie-
genschaft. Gleichzeitig kann der Res-
sourcenverbrauch deutlich gesenkt 
werden, das wirkt sich langfristig posi-

tiv auf die Kosten aus. Die Wahl der 
geeigneten Energie-Lösung und die 
Energienutzung der Zukunft liegen in 
Ihren Händen. Werden Sie unabhängi-
ger – wir machen es möglich.

Solaranlagen
Das Beste kommt von oben: Mit einer 
Photovoltaikanlage auf dem Dach stel-
len Sie erneuerbaren Solarstrom her 
und werden so zu Ihrem eigenen 

Stromlieferanten. Nutzen Sie die uner-
schöpfliche Kraft der Sonne.

E-Ladestationen
Ohne Aufwand laden: Dank einer Lade-
lösung im Einfamilienhaus, in der Ein-
stellhalle oder auf Parkplätzen sind Sie 
mit Ihrem E-Fahrzeug immer abfahrbe-
reit. Profitieren Sie als Mieter, Eigentü-
mer oder Unternehmen von den Vortei-
len einer individuellen Ladelösung.

Wärmepumpen
Heizen im Winter, kühlen im Sommer: 
Eine Wärmepumpe nutzt als Energie-
quelle die vorhandene Umgebungs-
wärme aus der Luft, dem Grundwasser 
oder dem Erdreich. Steigen Sie jetzt auf 
ein erneuerbares Heizsystem um.

Fragen Sie uns an
Ob Privat- oder Geschäftsliegenschaft: 
Wir passen die Energie-Lösung indivi-

duell an Ihre Bedürfnisse an und ar-
beiten als Generalunternehmerin mit 
lokalen Partnerfirmen aus unserem 
Netzwerk oder nach Ihrem Wunsch. 
Wir beraten Sie neutral und garantie-
ren Ihnen hohe Qualität mit Zuverläs-
sigkeit.

Profitieren Sie von Förderbeiträgen
Es gibt zahlreiche Förderbeiträge von 
Bund, Kanton und Dritten.
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Mit einer Photovoltaikanlage werden Sie zum eigenen Stromlieferanten.


